
BAB: Herr Eisenberg, was bewegt Sie
keine Robe mehr zu tragen?

Eisenberg: Sie ist nicht mehr durch eine
staatliche Kleiderordnung vorgeschrie-
ben. Mir ist das Tragen der Robe bei der
Durchsetzung der mir anvertrauten
Mandate nicht dienlich. Ich brauche sie
einfach nicht. Es geht auch ohne Robe.
Ich bin seit mehr als fünfundzwanzig
Jahren Anwalt und verfüge über ein
gerüttelt Maß an Empirie. Die Robe ver-
schleiert für alle Beteiligten nur, dass ich
als Anwalt im Gerichtssaal im Gegen-
satz zur Staatsanwaltschaft oder den
Gerichten keine Macht ausübe.

BAB: Ist das Tragen der Robe Ausdruck
der Organstellung der Anwaltschaft und
drückt sie Augenhöhe mit den übrigen
Prozessbeteiligten aus?

Eisenberg: Es gibt keine Augenhöhe.
Das Tragen der Robe verschleiert ge-
rade die ungleichen Machtverhältnisse.
Diesen falschen Schein will ich vermei-
den. Gerichte und Staatsanwaltschaft
haben Macht. Ich habe Argumente.
Diese werden durch das Tragen der
Robe nicht besser.

BAB: Hat das Nichttragen der Robe bei
den Prozessbeteiligten Reaktionen aus-
gelöst?

Eisenberg: Ich habe bisher nur eine Re-
aktion erfahren. Der Richter einer
großen Strafkammer war vorbereitet
durch Anschreiben der Justizverwaltung
und wies mich auf berufsrechtliche Nor-
men hin, die angeblich das Tragen einer
Robe vorschreiben. Ich habe diese
Rechtsauffassung zurückgewiesen, und
damit hatte es sich. Der Mann war fair
und souverän, er ist auf die Frage nie
mehr zurückgekommen. Möglicher-
weise hat er die Sache der Kammer ge-
meldet, das weiß ich nicht, weil ich eine
Selbstanzeige erstattet habe. Im Übri-
gen haben die Richter der Zivilsenate
des KG, die Richter der Zivil- und Straf-
kammern des LG sowie die Strafrichter
und Schöffengerichte, bei denen ich im

letzten halben Jahr aufgetreten bin,
überhaupt keine Reaktion gezeigt. Ich
hatte den Eindruck, es ist ihnen schlicht
egal. Der Sache der Mandanten hat es
auch nicht geschadet.

BAB: Es wird aber auch Kolleginnen
und Kollegen geben, die auf das Tragen
der Robe nicht verzichten wollen. Wie
stehen Sie dazu?

Eisenberg: Ich respektiere diesen
Wunsch. Da mag jeder nach seiner ei-
genen Facon selig werden.

BAB: Welche Reaktion haben Sie von
Seiten der Rechtsanwaltskammer erfah-
ren?

Eisenberg: Ich war überrascht. Ich ging
davon aus, dass die Kammer als Selbst-
organisation der Anwaltschaft und im
Vorstand besetzt mit einer großen Zahl
anwaltlicher Rechtsanwender dazu so-
fort eine klare Haltung einnehmen und
verlautbaren würde, nämlich: 

– Nach dem Wegfall staatlichen Zwangs
gibt es keine Übung, Roben zu tragen
(weil sich diese Übung erst entwickeln
muss). 

– Nach Art 12 GG steht es einer An-
waltskammer nicht zu, Berufsaus-
übungsregeln hinsichtlich des Vesti-
ments seiner Zwangsmitglieder zu
treffen, weil diese nicht erforderlich
sind für eine ordnungsgemäße
Rechtspflege und die Beteiligung der
Anwaltschaft. 

– Ohne Regelung des Gesetzgebers
geht es wegen der Grundrechtsrele-
vanz ohnehin nicht. 

Stattdessen überraschte mich die Kam-
mer nur zwei Tage nach meinem ersten
Auftritt ohne Robe mit einer über die
Presse lancierten öffentlichen Mitteilung
eines angeblichen Vorstandsbeschlus-
ses, nach dem das Tragen einer Robe
weiterhin Berufspflicht sei, weil es der
örtlichen Übung entspräche. Auf meinen
sofortigen Widerspruch und die Mittei-
lung, dass ich mich dieser Auffassung

nicht unterwerfe, und der darin enthalte-
nen Ankündigung fortgesetzt dem “Be-
schluss” des Vorstands zuwiderhan-
delnden Verhaltens (was im Falle der
Ernsthaftigkeit des “Vorstandsbschlus-
ses” sogleich eine Reaktion des Kam-
mervorstands nach sich ziehen hätte
müssen) schwieg der Vorstand vier
lange Monate. Mitte Oktober sickerte
durch, dass der Vorstand die Haltlosig-
keit seines Beschlusses erkannt hat. Of-
fiziell mitgeteilt wurde mir das nicht. Das
führte dazu, dass in einem Zivilprozess,
den ich wegen einer Bildrechtsverlet-
zung gegen die „Bild“-Zeitung führte,
diese mir noch am 20. Oktober 2009
vorwarf, fortgesetzt gegen Berufsrecht
zu verstoßen.

Für mich hatte die Kammer eine Bring-
schuld, ihre Zweifel an dem überstürz-
ten Beschluss, den sie sofort öffentlich
gemacht hatte, ebenfalls sofort offen zu
legen, sobald diese entstanden waren,
und zunächst den veröffentlichen Be-
schluss zur Robentragungspflicht aus
dem Juli 2009 außer Vollzug zu setzen.
Dagegen hat die Kammer verstoßen, sie
hat damit letztlich die Herausbildung ei-
ner Übung zusätzlich erschwert und
mich, der ich die Freiheit von staatlicher
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zu seiner Motivation keine Robe mehr tragen zu wollen

Anmerkung der

Rechtsanwaltskammer Berlin:

Wir haben Verständnis dafür, dass
sich Herr Kollege Eisenberg eine
schnelle Entscheidung entsprechend
der von ihm vertretenen Auffassung
gewünscht hätte. Da das Thema
Robe jedoch nicht nur in der Anwalt-
schaft, sondern auch im Vorstand der
Rechtsanwaltskammer kontrovers
diskutiert wurde, hat sich der Ent-
scheidungsprozess - wie dies in de-
mokratisch und ehrenamtlich arbei-
tenden Gremien häufiger der Fall ist -
über einen längeren Zeitraum hinge-
zogen. Dies war Herrn Kollegen Ei-
senberg auch bekannt. Der Beschluss
der Rechtsanwaltskammer zur Robe
findet sich im Kammerton in diesem
Heft auf Seite 458. Er wurde Herrn
Kollegen Eisenberg unverzüglich nach
Beschlussfassung zugänglich ge-
macht.



Am 28. Januar 2010 findet im Berliner
Hotel de Rome die deutsch-indische In-
vestitionskonferenz „Recht in Indien“
statt. Ziel des Gipfels ist es, Investoren
aus Deutschland in Rechtsfragen rund
um ein Engagement in Indien zu unter-
stützen und rechtliche Rahmenbedin-
gungen in Indien zu erläutern.

Indien zählt zu den weltweit am schnell-
sten wachsenden Märkten, Experten
prognostizieren auch für das Krisenjahr
2009 ein Wirtschaftswachstum von über
sechs Prozent. Die EU als Indiens wich-
tigster Handelspartner erreicht schon
heute ein Exportvolumen im Umfang
von rund dreißig Milliarden Euro, das
Importvolumen aus Indien wird mit
29,44 Milliarden Euro beziffert. Wie aus
einem aktuellem Bericht des Europäi-

schen Parlaments hervorgeht, wird in
Straßburg der Abschluss des eu-
ropäisch-indischen Freihandelsabkom-
mens für Ende 2010 angestrebt. Nach
Schätzungen der Federation of Indian
Chambers of Commerce and Industry
(FICCI) könnte ein erfolgreicher Ab-
schluss des Abkommens zu einer Ver-
zehnfachung des bilateralen Handelsvo-
lumen bis 2015 führen.

Dies birgt enorme Chancen auch für
deutsche Investoren. Doch gerade in
den erforderlichen Rechtsangelegenhei-
ten gibt es einige Besonderheiten zu be-
achten: Ausländische Rechtsanwälte
werden von der indischen Regierung
grundsätzlich nicht zugelassen, weshalb
alle ausländischen Investoren Dienstlei-
stungen von indischen Rechtsanwälten

in Anspruch nehmen müssen. Das gilt
genauso für deutsche Anwälte, die im
Interesse ihrer Kunden auf dem indi-
schen Markt auf Partnerschaften mit
dortigen Rechtsanwälten angewiesen
sind. Weil in Indien auch in den näch-
sten Jahren noch keine Zulassungsfrei-
heit für ausländische Rechtsberater zu
erwarten ist, sind strategische Partner-
schaften zwischen heimischen und indi-
schen Kanzleien für ausländische Inve-
storen unumgänglich.

Die Konferenz „Recht in Indien“ be-
schäftigt sich unter anderem mit diesen
Problemstellungen. Die Veranstalter
konnten bereits führende Rechtsan-
waltskanzleien und Berater aus Indien
als Partner gewinnen, die in rechtlichen
Grundfragen kompetent beraten, aber
auch über aktuelle Neuerungen des in-
dischen Rechts informieren. 

Als Publikation begleitet die neueste
Auflage des Wirtschaftsjahrbuches Bu-
siness Guide Germany India 2010 die
Konferenz. Ein detailliertes, vorläufiges
Programm der Investitionskonferenz
kann unter www.wegweiser.de/downlo-
ads/Recht_in_Indien.pdf runtergeladen
werden. Weitere Informationen und An-
sprechpartner sind unter www.wegwei-
ser.de zu finden. 

Mahesh Bhatter,

Wegweiser GmbH Berlin
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Friedrichstr. 95 ­ 10117 Berlin

Tel: 030/ 20 64 80 22

Fax:030/ 20 64 81 66

ra­micro@schucklies.de

www.ra­micro­mitte.de

Wir wünschen ein frohes Weihnachtsfest
und ein glückliches, erfolgreiches

Neues Jahr!

Auch 2010 ist die
RA­MICRO Berlin Mitte GmbH

für Sie da !
Ihr

Michael Schucklies

und Team

ra­micro 7 und ra dictanet 7
Vorführungen für Interessenten
Gern vereinbaren wir einen Termin mit Ihnen.

RA­MICRO für Berufseinsteiger
INFO­TAG 13. Januar 2010 ab 16:00 Uhr

Nutzen Sie RA­MICRO

1 Jahr kostenlos !! *

* Mindestlaufzeit 36 Monate
Ihr Michael Schucklies

Kleiderordnung für mich in Anspruch ge-
nommen habe, über Monate außerhalb
des Berufsrechts gestellt. Für eine aus
Zwangsmitgliedern gebildete selbstor-
ganisierende Körperschaft, die auch die
Berufsaufsicht ausübt, und deren Vor-
standsmitglieder ausnahmslos praktizie-
rende Anwälte sind, ist das ein Armuts-
zeugnis.  Denn die Zweifel waren vom

ersten Tag der überstürzten Beschlus-
sfassung zur Robentragungspflicht im
Vorstand massiv vorhanden und sind
auch massiv geltend gemacht worden. 

BAB: Herr Eisenberg, ich danke Ihnen
für dieses Gespräch.

Das Interview führte Redaktionsmitglied

RA Gregor Samimi

Investitionskonferenz „Recht in Indien“ 
am 28. Januar 2010 in Berlin


